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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Egert, Hauck, Dr. Meinecke (Hamburg), 
Rapp (Göttingen), Tietjen, Christ, Schmidt (Kempten), Spitzmüller 
und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache 7/3647 — 

betr. Jugendalkoholismus 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat mit Schreiben vom 16. Juni 1975 - Kab - KA 
7/83 - 343-1021/12 - die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Alkoholismus ist heute ein weltweites Problem. 
Alle Staaten, die einen ähnlichen „sozialen Wan- 
del" durchgemacht haben, wie er sich in der Bundes- 
republik Deutschland vollzogen hat, müssen sich mit 
diesem Problem auseinandersetzen. Dies gilt glei- 
chermaßen für die Staaten in Ost und West, unab- 
hängig von ihrem gesellschaftlichen System. 

Der Mißbrauch alkoholischer Getränke ist nicht als 
schuldhaftes Fehlverhalten gesellschaftlicher Rand- 
gruppen abzustempeln; dies wäre eine Verkennung 
der wirklichen Zusammenhänge. Abweichendes Ver- 
halten, hier in der Form des Mißbrauchs von alko- 
holischen Getränken, ist ein Symptom dafür, daß be- 
stimmte Grundbedürfnisse des Menschen unbefrie- 
digt bleiben und durch Ersatzbefriedigung überdeckt 
werden müssen. Nur bei einem Teil der Alkoholiker 
handelt es sich um Personen, die fahrlässig oder aus 
Unkenntnis in den Bannkreis des Alkohols geraten. 
Die Mehrzahl der Alkoholkranken hat psycho-so- 
ziale Grundstörungen, mit denen sie nicht fertig 
werden, die von der Alkoholwirkung jedoch schein- 
bar übertönt und damit zeitweise verdrängt wer- 
den. Junge Menschen sind dabei besonders gefähr- 
det. Zum einen, weil viele nicht die Möglichkeit 
oder die Fähigkeit besitzen, die eigenen Probleme 
zu verarbeiten, und sie statt dessen verdrängen, all- 
gemein jedoch, weil sie unreifer und somit auch 
kritikloser dem Alkohol gegenüberstehen, zum an- 
deren, weil die schädigende Wirkung des Alkohols 
auf den unausgereiften jugendlichen Organismus 
größer ist als bei Erwachsenen. Körperliche und 
geistig-seelische Abhängigkeit von der Wirkung 


alkoholischer Getränke bilden sich deshalb bei jun- 
gen Menschen schneller und stärker aus. 

Die Bundesregierung hat den Mißbrauch alkoholi- 
scher Getränke immer als ein „psychisches Notsig- 
nal" aufgefaßt und ihre Maßnahmen darauf ausge- 
richtet. Ein Programm der „ersten Hilfen" ist jetzt 
gemeinsam ,mit den Bundesländern verabschiedet 
worden. Es soll sich speziell auf den Jugendalko- 
holismus konzentrieren. Darüber hinaus wird es 
i weiterhin erforderlich sein, mittelfristig über den 
Weg der gesundheitlichen Aufklärung und Erzie- 
hung nicht nur die Gefahren des Alkoholmißbrauchs 
zu verdeutlichen, sondern den „sozialen Rang" ab- 
zubauen, den alkoholische Getränke in unserer Ge- 
sellschaft haben und der sie für die Gruppe gefähr- 
deter junger Menschen so erstrebenswert erschei- 
nen läßt. Langfristig ist das Grundproblem nur zu 
lösen, wenn es gelingt, die negativen Auswirkun- 
gen des „sozialen Wandels" abzufangen, die immer 
wieder mit Stichworten wie „Isolierung in der Mas- 
sengesellschaft" oder „Enthumanisierung des Le- 
j bens" zu beschreiben versucht werden, und die letzt- 
! lieh alle mit einer sozialen Versteppung und emotio- 
nalen Verarmung verbunden sind. Dazu wird an 
einem psycho-sozialen Langzeitprogramm gearbei- 
tet, mit dem eine bessere Koordination der als ge- 
eignet erscheinenden Hilfen angestrebt wird. Dabei 
geht es um sachneutrale Hilfen, wie etwa der Früh- 
erkennung abweichenden Verhaltens, um eine Ver- 
besserung der Elternbildung als Hilfe zur Sicherstel- 
lung eines ungestörten Ablaufs des Sozialisations- 
prozesses, es geht um die Vermittlung sozialer Inte- 
grationshilfen, aber auch um eine Ausweitung der 
Kapazitäten der psycho-sozialen Beratung, der Er- 
ziehungsberatung, es geht um bessere Pflegehilfen 
für Kleinkinder erwerbstätiger Mütter, wie sie jetzt 
mit dem Modell Tagesmütter entwickelt werden 
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sollen. Die Wohlstandsgesellschaft, bei der sich so 
vieles an Konsum und Besitz orientiert, hat einen 
Wertverlust erfahren, der dem geistig-seelischen 
und sozialen Wohlbefinden entgegenwirkt, ohne 
daß sich dieses Faktum messen oder in anderer 
Form objektivieren läßt. Das Ansteigen der psychi- 
schen Störungen, die Zunahme der Selbstmorde und 
nicht zuletzt der Alkoholismus, den wir als »psy- 
chischen Elendsalkoholismus" zu begreifen haben, 
sind Symptome dieser gesellschaftspolitischen Pro- 
blematik. Der Alkoholismus, insbesondere der Ju- 
gendalkoholismus, sollte in diesem weiten Rahmen 
gesehen und nicht lediglich punktuell angegangen 
werden. 


1. a) Wie beurteilt die Bundesregierung - nadi 
den erweiterten Maßnahmen im o. g. »Ak- 
tionsprogramm" - die derzeitige Situation des 
Jugendalkoholismus, und welche Hinweise 
und statistischen Unterlagen stehen ihr dabei 
zur Verfügung? 

b) Läßt sich daraus eine konstante Entwicklung 
ablesen? 

Die Bundesregierung hat zuerst auf dem 30. Welt- 
kongreß zur Verhütung und Behandlung des Alko- 
holismus im September 1972 in Amsterdam über die 
nach ihrer Auffassung bedrohliche Entwicklung des 
Alkoholmißbrauchs insbesondere durch Jugendliche 
hingewiesen. Sie hat seither gemeinsam mit den 
Bundesländern diese Entwicklung weiter verfolgt 
und im Dezember 1973 dazu eine erste Orientie- 
rungsumfrage durchführen lassen, über deren Er- 
gebnisse hat sie berichtet. Danach kennen 41 v. H. 
der Erwachsenen nach eigener Aussage einen Men- 
schen, der alkoholkrank ist. Die allgemeine Ein- 
schätzung der Gefahren übermäßigen Alkoholkon- 
sums steht dazu in einem gewissen Widerspruch. 
50 V. H. der Befragten sahen keinen Anlaß, über die 
Entwicklung besorgt zu sein. Diese nahezu gleich- 
gültige Einstellung der Bevölkerung ist charakte- 
ristisch für die Gesamtsituation. Sie toleriert und 
fördert geradezu eine Vorverlegung des Trinkbe- 
ginns und verschuldet insgesamt eine Veränderung 
der Trinksitten, die wiederum der Ausbreitung des 
Alkoholismus Vorschub leisten. Gleichzeitig wird 
dadurch die zahlenmäßige Beurteilung des Problems 
verdeckt; denn einerseits wird der an sich bereits 
behandlungsbedürftige Alkoholkranke so lange to- 
leriert, wie er sozial unauffällig lebt, und bleibt des- 
halb unerkannt. Andererseits aber schlägt diese 
Toleranz in völlige Ablehnung um, wenn der Alko- 
holkranke zum Trinker abgestempelt wird. Deshalb 
verbergen sich diese Kranken solange es irgend 
geht. Auch das erhöht die Dunkelziffer. Da die von 
Jellinek für die Weltgesundheitsorganisation defi- 
nierten unterschiedlichen Erscheinungsbilder der 
Alkohlkrankheit auch für Arzte und Psychologen 
schwer erkennbar sind, ergeben sich weitere Lücken 
für die Erfassung der Alkoholkranken. Dies alles 
erklärt, weshalb die zahlenmäßige Bestandsauf- 
nahme auf Schätzungen angewiesen ist. 

Aus verschiedenen epidemiologischen Untersuchun- 
gen z. B. in Bayern und in Hamburg, aus Studien 


der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 
aus den steigenden Aufnahmeziffern Alkoholkran- 
ker in den psychiatrischen Landeskrankenhäusern - 
der Anteil liegt derzeit zwischen 30 v. H. und 50 v. H. 
aller Aufnahmen - sowie aus einer Vielzahl von 
Einzelbeobachtungen über besondere Vorkommnisse 
in den Schulen, aber auch bei der Bundeswehr, und 
durch die steigende Zahl von Trunkenheitsdelikten 
durch junge Menschen ergibt sich der Eindruck, daß 
der Jugendalkoholismus zu einem außerordentlichen 
Problem geworden ist. Dies wird immer wieder 
auch von den Drogenbeauftragten des Bundes und 
der Länder herausgestellt. 

Bereits für das Jahr 1972 hatte die Bundesregierung 
angenommen, daß etwa 900 000 Personen in der 
Bundesrepublik alkoholkrank sein könnten, eine 
Schätzziffer, die sich aus dem pro Kopf-Verbrauch 
und den Angaben über die Konsumgewohnheiten 
in der Bevölkerung ergaben. Seinerzeit wurde ins- 
besondere von der Deutschen Hauptstelle gegen die 
Suchtgefahren noch angenommen, daß 600 000 Men- 
schen in der Bundesrepublik Alkoholiker seien. In- 
zwischen haben sich die Aussagen angenähert. Teil- 
weise gehen die Angaben jetzt sogar noch über die 
Schätzungen der Bundesregierung hinaus, überein- 
stimmend wird angenommen, daß etwa 10 v. H. aller 
Alkoholkranken junge Menschen unter 25 Jahren 
sind. Trifft diese Annahme zu, müßte mit 100 000 
jungen Menschen gerechnet werden, die wegen 
eines übermäßigen Konsums alkoholischer Getränke 
krank geworden sind. Hierbei handelt es sich nicht 
ausschließlich um süchtige Trinker, sondern um alle 
Formen der Alkoholkrankheiten, die jedoch sämtlich 
behandlungsbedürftig sind. 

Es ist beabsichtigt, die epidemiologische Situation 
durch gezieltere Untersuchungen weiter abzuklären. 
Eine repräsentative Untersuchung soll vom Bund 
gemeinsam mit den Bundesländern in Kürze be- 
gonnen werden. Weitere regionale Untersuchungen, 
z. B. in Schleswig-Holstein und in Unterfranken 
werden ergänzende Aufschlüsse bringen. 

Die Bundesregierung ist stets davon ausgegangen, 
daß der Drogen- und Alkoholmißbrauch als ein 
Symptom für tieferliegende Schwierigkeiten anzu- 
sehen ist und auf ein gesamtgesellschaftliches Phä- 
nomen hinweist, wie es in der Veröffentlichung 
„Dokumente zum Drogenproblem" aus dem Jahre 
1972 gesagt worden ist. Diese Auffassung hat dazu 
geführt, daß die Maßnahmen des Aktionsprogramms 
der Bundesregierung aus dem Jahre 1970 fortlau- 
fend dem veränderten Bedarf angepaßt worden sind. 
Insbesondere die mit den Bundesländern gemeinsam 
durchgeführten Maßnahmen zur Früherfassung, Be- 
ratung und Behandlung gefährdeter oder schon ab- 
hängiger junger Menschen sind bereits 1973 auf den 
Jugendalkoholismus ausgeweitet worden. In der ge- 
sundheitlichen Aufklärung ist der Alkoholismus 
ebenfalls bereits ein Schwerpunktthema. 

Eine konstante Entwicklung läßt sich aus der ge- 
gebenen Situation nicht ablesen. Die Entwicklung 
hat sich eher sprunghaft vollzogen, so daß ähnlich 
wie beim Mißbrauch illegaler Rauschdrogen in den 
Jahren zwischen 1969 und 1971 angenommen wer- 
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den kann, daß sich ein wellenförmiger Verlauf ein- 
stellt, bei dem durch gezielte Maßnahmen eine Ab- 
schwächung der Situation erreichbar erscheint. 


2. a) Welche Gesetze und Verordnungen regeln 
oder beschränken den Umgang und das In- 
verkehrbringen von Alkoholika und alkoho- 
lischen Getränken insbesondere an Jugend- 
liche? 

b) Hält die Bundesregierung diese gesetzlichen 
Bestimmungen für ausreichend, oder gibt es 
Anhaltspunkte, die eine Novellierung be- 
stehender Regelungen bzw, neue Gesetzes- 
initiativen rechtfertigen würden? 

Zu 2. a) 

Folgende Gesetze enthalten Beschränkungen des 
Umgangs mit alkoholischen Getränken und deren 
Abgabe an Jugendliche: 

Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit 
(§ 3) 

Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend (§ 44) 
Gaststättengesetz (§§ 15, 17, 20, 28). 

Der gegenwärtig von den zuständigen Bundestags- 
ausschüssen beratene Entwurf der Bundesregierung 
für ein neues Jugendarbeitsschutzgesetz sieht in § 31 
Abs. 2 eine dem § 44 geltenden Rechts entspre- 
chende Regelung vor. 

Auf die Frage des Bundestagsabgeordneten Dr. Mei- 
necke - Drucksache 7/3227 - mit der gefragt wurde, 
inwieweit gesetzliche Bestimmungen und Verord- 
nungen ausreichen bzw. wirksamer beachtet wer- 
den könnten, hat die Bundesregierung folgendes 
geantwortet: 

Die Bundesregierung hat durch den unter ihrer Fe- 
derführung stehenden Ständigen Arbeitskreis der 
Drogenbeauftragten des Bundes und der Länder 
diese Prüfung vornehmen lassen. Sie ist dabei zu 
der Auffassung gelangt, daß die strikte Einhaltung 
und volle Ausschöpfung der bestehenden gesetz- 
lichen Bestimmungen zu einer wünschenswerten Be- 
schränkung der Verfügbarkeit alkoholischer Ge- 
tränke für Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren 
beitragen wird, wenn deren Einhaltung stärker 
überwacht werden könnte. 

Zu 2. b) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es 
nicht in erster Linie erforderlich ist, neue gesetz- 
liche Regelungen zu schaffen, sondern daß die Ein- 
haltung der bestehenden Vorschriften und Verbote 
verstärkt kontrolliert werden sollte. 

Um der Entschließung des Bundestages anläßlich 
der Verabschiedung der Gesamtreform des Lebens- 
mittelrechts Rechnung zu tragen, in der die Bundes- 
regierung aufgefordert wird, die Anstrengungen, 
dem Alkoholmißbrauch entgegenzuwirken, weiter 
zu verstärken{ Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 18. Juni 1974 - Anhang BR-Drucksache 460/74) 
hat die Bundesregierung die deutsche Alkoholwirt- 


schaft zu einer freiwilligen Vereinbarung zur Be- 
schränkung der Werbung für alkoholische Getränke 
aufgefordert. In einem Gespräch mit dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit am 
17. Januar 1975 erklärten sich die vertretenen Ver- 
bände der deutschen Alkoholwirtschaft grundsätz- 
lich bereit, solche Werbung zu überprüfen und zu 
vermeiden, die dem Mißbrauch von Alkohol, insbe- 
sondere durch Jugendliche, Vorschub leisten kann. 
Die Verbände kamen überein, unter Federführung 
des Zentralausschusses der Deutschen Werbewirt- 
schaft einen Arbeitskreis zu bilden, der entspre- 
chende Vorschläge entwickeln und dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit dar- 
über berichten wird. Bei den Beratungen dieser Vor- 
schläge sollen die Vorstellungen berücksichtigt wer- 
den, die der Ständige Arbeitskreis der Drogenbeauf- 
tragten des Bundes und der Länder ausgearbeitet 
hat. Diese Überlegungen sind in das gemeinsame 
„Aktionsprogramm zur Verhütung und Eindäm- 
mung des Alkoholmißbrauchs" einbezogen worden 
und dienen als Diskussionsgrundlage für die weiter- 
führenden Besprechungen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Einschränkung der freien Verfügbarkeit alkoholi- 
scher Getränke ebenso wie eine qualitative Selbst- 
disziplinierung der Werbung für diese Genußmittel 
nur flankierende Bedeutung bei der Lösung des 
Grundproblems haben. Die Bundesregierung hat da- 
her im Augenblick auch nicht die Absicht, durch ge- 
setzliche Verbote die Werbung für alkoholische Ge- 
tränke einzuschränken. 


3. a) Wie beurteilt die Bundesregierung, ange- 
sichts ihrer begrenzten Zuständigkeit, die 
Koordinierung und Durchführung der gemein- 
samen Aktionsprogramme von Bund und 
Ländern sowie die Initiativen freier Träger? 

b) Welche Mittel und zu welchen Teilen stellen 
Bund und Länder für Maßnahmen gegen 
Alkoholsucht und -mißbrauch zur Verfügung? 

c) Hat sich die Zusammenarbeit mit den Bun- 
desländern bewährt, und welche Mängel gibt 
es gegebenenfalls? 

Zu 3. a) 

Die Bundesregierung hat in voller Übereinstimmung 
mit den Bundesländern ihre Zuständigkeit zur Ent- 
wicklung gemeinsamer Programme genutzt. Dies 
gilt sowohl für den Bereich der gesundheitlichen 
Aufklärung als auch für den Bereich der Beratung, 
Behandlung und Nachbehandlung gefährdeter oder 
schon abhängiger junger Menschen. Die Aufgaben- 
teilung ist ebenso wie die Finanzierung unterschied- 
lich geregelt. Die Bundeszentrale für gesundheit- 
liche Aufklärung hat spezielle Medien und Unter- 
richtseinheiten entwickelt, die den Bundesländern 
kostenfrei zur Verfügung gestellt wurden, und diese 
haben die Streuung an die Zielgruppen übernom- 
men. Für den Bereich der Beratung und Behandlung 
wurde ein gemeinsames „Großmodell" mit mehr als 
100 örtlichen Einrichtungen geschaffen, zu dem der 
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Bund im ersten Jahr bis zu 80 v. H. der Gesamt- 
kosten, danach bis zu 50 v. H. der laufenden Kosten 
übernommen hat. Das Großmodell hat Modellcharak- 
ter auch für die Einrichtungen, die von den Ländern 
allein entwickelt und finanziert werden. Das wissen- 
schaftliche Begleitprogramm des Bundes ist auch 
von den Bundesländern als Orientierungshilfe be- 
nutzt worden. Beim internationalen Erfahrungsaus- 
tausch insbesondere bei der europäischen Koopera- 
tion zur Bekämpfung des Drogenmißbrauchs (Pom- 
pidou-Initiative) sind die Länder in den technischen 
Kommissionen mit vertreten gewesen. 

Seit 1971 besteht ein „Ständiger Arbeitskreis der 
Drogenbeauftragten des Bundes und der Länder", 
dem die Koordinierung und Weiterentwicklung aller 
Programme obliegt. Die Federführung hat der Bund. 
Der Arbeitskreis ist bislang zu 20 Sitzungen und 
drei Seminaren zusammengekommen. Er hat sich als 
Institution für die Weiterentwicklung der Maßnah- 
men und zur Abstimmung von Einzelinitiativen be- 
währt. An den Sitzungen dieses Arbeitskreises neh- 
men ständig zwei Vertreter der Arbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege teil, so daß auch die 
Koordinierung zu diesen sichergestellt ist. 

Zur Verdeutlichung des Umfanges der Zusammen- 
arbeit wird auf das gemeinsame „Aktionsprogramm 
zur Verhütung und Eindämmung des Alkoholmiß- 
brauchs" hingewiesen, das von den für das Gesund- 
heitswesen zuständigen Ministern und Senatoren 
der Länder im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit am 14. Mai 
1975 verabschiedet worden ist. Dieses Programm 
sieht im einzelnen vor: 

1. Eine volle Ausschöpfung der gesetzlichen Be- 
stimmungen über Ausschank- und Verkaufsver- 
bote alkoholischer Getränke an junge Menschen. 
Damit soll zugleich die Aufmerksamkeit derjeni- 
gen, die solche Getränke abgeben, geweckt und 
an ihre besondere Verpflichtung appelliert wer- 
den. Die volle Ausschöpfung der bestehenden 
gesetzlichen Regelungen schließt bei schwerwie- 
genden Fällen und bei wiederholten Verstößen 
Bußen ein, die bis zum Entzug der Ausschank- 
oder Verkaufslizenz reichen können. Um Einzel- 
händler und Gastwirte darauf vorzubereiten, sol- 
len gesonderte „Appellkampagnen" durchgeführt 
werden, um sie auf die gesetzlichen Bestimmun- 
gen und die eventuellen Konsequenzen beson- 
ders hinzuweisen. 

2. Eine freiwillige qualitative Selbstbeschränkung 
der Werbung für alkoholische Getränke soll an- 
gestrebt werden. Wenngleich man davon auszu- 
gehen hat, daß die Werbung nicht zum Miß- 
brauch aufruft, und das Programm insgesamt 
nicht darauf ausgerichtet ist, eine neue Form der 
Prohibition, des absoluten Verbots alkoholischer 
Getränke anzustreben, bedarf es einer Korrektur 
bestimmter Werbeansprachen. Man hat davon 
auszugehen, daß gerade die konfliktbeladenen 
und labilen jungen Menschen durch bestimmte 
Werbeappelle besonders angesprochen werden, 
die ihren Wunschvorstellungen entsprechen. 
Werbung gibt diesen jungen Menschen einen 


Entscheidungsschub, sich überhaupt alkoholi- 
schen Getränken zuzuwenden. Dies kann für sie 
ein entscheidender Schritt sein, möglicherweise 
der Beginn des Mißbrauchsverhaltens. 

3. Die Aufklärung der Allgemeinbevölkerung und 
gezielt der jungen Menschen bildet einen Schwer- 
punkt des Programms. Es geht davon aus, daß 
ganz allgemein Unkenntnis darüber besteht, wel- 
che Schädigungen durch alkoholische Getränke 
verursacht werden können. Diese Unkenntnis ist 
letztlich dafür verantwortlich, daß immer mehr 
Menschen immer früher anfangen zu trinken und 
häufiger und in größeren Mengen alkoholische 
Getränke zu sich nehmen als früher. Gesundheit- 
liche Aufklärung und Gesundheitserziehung 
können hier verhaltensändernd und damit 
steuernd wirken, wenn sie verständlich darge- 
bracht, den pädagogischen Erkenntnissen ent- 
sprechend ausgeformt und zielgruppenorientiert 
eingesetzt werden. Dies soll unter Nutzung aller 
dafür geeigneten Medien geschehen. 

4. Früherfassung der Gefährdeten, Beratung, ambu- 
lante und stationäre Behandlung sowie Rehabili- 
tation der Risikofälle und der Alkoholkranken 
bilden einen weiteren Schwerpunkt des Pro- 
gramms. Es gilt, die bestehenden Einrichtungen 
zu erweitern, um zu einem flächendeckenden be- 
darfsgerechten Netz solcher Einrichtungen zu 
kommen. Das von Bund und Ländern gemeinsam 
entwickelte Modellprogramm ist darauf bereits 
ausgerichtet worden und soll weiter ausgebaut 
werden. Eine enge Zusammenarbeit der öffent- 
lichen und der freien Träger der Wohlfahrts- 
pflege ist dazu unerläßliche Voraussetzung. Die 
durch das Krankenhausfinanzierungsgesetz des 
Bundes und die Krankenhauspläne der Länder 
sowie über die Programme zur Reform der Ver- 
sorgung psychisch Kranker und Gefährdeter ge- 
gebenen Möglichkeiten sind in das Programm 
einzubeziehen. 

5. Die Aus- und Weiterbildung von Fachkräften 
bildet ebenfalls einen Schwerpunkt des Pro- 
gramms. Es wird begrüßt, daß nunmehr den Pro- 
blemen des Mißbrauchs alkoholischer Getränke 
und des Gebrauchs von Rauschdrogen im Rah- 
men des Medizinstudiums größerer Raum gege- 
ben worden ist. Dasselbe ist für zahlreiche an- 
dere Ausbildungswege erforderlich. Ansätze da- 
zu sind gegeben oder müssen entwickelt werden. 
Es muß erreicht werden, daß alle Berufe, die mit 
jungen Menschen, besonders jedoch mit labilen, 
konfliktbeladenen und dadurch mißbrauchsge- 
fährdeten oder bereits abhängigen Personen zu 
tun haben, einen höheren Wissensstand über die 
zugrundeliegende Problematik und die Möglich- 
keiten der Hilfe bekommen, als dies bislang der 
Fall ist. Diese Berufsskala reicht von den Ärzten, 
Psychologen und Pädagogen über die Sozial- 
arbeiter, Krankenschwestern bis hin zu Richtern, 
Staatsanwälten, Polizeibeamten und Beamten im 
Strafvollzug. 

6. Neue Formen der Gegensteuerung durch die Ent- 
wicklung geeigneter Einrichtungen mit Vorbild- 
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Wirkung müssen entwickelt werden. Hier sind 
bislang erst Ansatzmöglichkeiten sichtbar, die 
jedoch auf der Grundlage von Erfahrungen im 
Ausland für unsere Verhältnisse umsetzbar er- 
scheinen. Dies gilt für bestimmte Einrichtungen, 
insbesondere für alkoholfreie Jugendgaststätten 
und Jugendfreizeitheime, über alkoholfreie Ver- 
anstaltungen, die insbesondere Jugendliche an- 
sprechen wollen, bis hin zur Prüfung der Frage, 
inwieweit derartige Einrichtungen durch mate- 
rielle Vergünstigungen gefördert werden können. 

7. Eine Verstärkung der Forschung, der Dokumen- 
tation und des internationalen Erfahrungsaus- 
tausches auf dem Gebiet der Alkoholgefährdung 
ist wichtig. Dabei gilt es sowohl die Trinkge- 
wohnheiten genauer zu erfassen und zu analy- 
sieren, als auch über die tatsächlichen Ursachen 
des Mißbrauchverhaltens Aufschluß zu erlangen. 
Weil unter anscheinend völlig gleichen Lebens- 
bedingungen keineswegs alle, die alkoholische 
Getränke zu sich nehmen. Mißbrauch betreiben 
und schließlich alkoholkrank werden, gilt es vor- 
dringlich zu klären, ob es neben den in der Per- 
son des einzelnen liegenden Hemmungsbarrieren 
andere gibt, die im gesellschaftlichen und sozia- 
len Bereich oder in der Erziehung liegen. 

Neben diesen epidemiologischen Forschungen 
sind die spezifischen Aufgaben zur Verbesserung 
der Beratung und Behandlung von Risikoper- 
sonen sowie der Therapie und der Rehabilitation 
Alkoholkranker einer Lösung näherzubringen. 
Dies gilt besonders für den jugendlichen Alkoho- 
liker, dessen Mißbrauchsverhalten mit einem 
Verlust der Ausreifung verbunden ist, den es 
auszugleichen oder wenigstens zu kompensieren 
gilt. 

Zu 3 b) 

Bund und Länder stellen für Maßnahmen gegen die 
Suchtgefahren ~ einschließlich der Kosten für das 
Großmodell der Bundesregierung zur Beratung und 
Behandlung drogengefährdeter und -abhängiger 
Jugendlicher - im Haushaltsjahr 1975 insgesamt 
Mittel in Höhe von 20,54 Mio DM zur Verfügung, 
woran die Länder mit 12,54 Mio DM und der Bund 
mit 8,0 Mio DM beteiligt sind. Die genannten Be- 
träge sind allgemein unter der Titelbezeichnung 
„Maßnahmen gegen Suchtgefahren" in den jeweili- 
gen Haushaltsplänen ausgewiesen; eine Trennung 
der Mittel speziell für Maßnahmen gegen den Alko- 
holmißbrauch läßt sich nicht ermitteln. Es kann je- 
doch davon ausgegangen werden, daß insbesondere 
im Hinblick auf die Verabschiedung des gemein- 
samen Aktionsprogramms zur Verhütung und Ein- 
dämmung des Alkoholmißbrauchs Mittel in steigen- 
dem Umfange für die Maßnahmen dieses Program- 
mes aufgewendet werden wird. 

Darüber hinaus stellen die Länder erhebliche Mittel 
für den Betrieb der Alkoholstationen in den psychia- 
trischen Landeskrankenhäusern sowie anderen Fach- 
krankenhäusern für Alkoholkranke zur Verfügung. 

Die Aufteilung der Mittel ergibt folgendes Bild: 


Haushaltsjahr 1975 


Baden-Württemberg 330 000 DM 

(nur für Alkoholmaßnahmen) 


Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


1 230 000 DM 

2 939 700 DM 
215 500 DM 
620 000 DM 
730 000 DM 
672 000 DM 

3 640 000 DM 
1 615 000 DM 

147 000 DM 
398 000 DM 
12 540 200 DM 


Bundesmittel bei Titel 532 07 
Ges. Aufklärung Titel 531 06 
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5 500 000 DM 
2 500 0 00 DM 
8 000 000 DM. 


Insgesamt ist festzustellen, daß sich die Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern ausgezeichnet ent- 
wickelt hat, wie insbesondere das genauer darge- 
stellte gemeinsame Aktionsprogramm zur Verhü- 
tung und Eindämmung des Alkoholmißbrauchs be- 
legt. 


4. Gibt es eine Übersicht über die vorhandenen 
Einrichtungen zur Beratung, Behandlung und 
Nachbehandlung alkoholkranker junger Men- 
schen, und reichen diese aus? Wenn nein, was 
beabsichtigen die Bundesregierung und die 
Länder zu tun? 

Es gibt verschiedene Übersichten über die vorhan- 
denen Einrichtungen zur Beratung, Behandlung und 
Nachbehandlung alkoholkranker Menschen in der 
Bundesrepublik. Der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit hat in Zusammenarbeit mit 
den Drogenbeauftragten der Länder und unter Mit- 
hilfe der Träger der freien Wohlfahrtspflege 1973 
eine erste Zusammenstellung der Drogenberatungs- 
stellen herausgegeben, die den Titel trägt „Drogen- 
beratung - wo?". Dabei handelt es sich nicht nur um 
Informationsstellen, sondern überwiegend um Ein- 
richtungen der ambulanten Behandlung. Das Ver- 
zeichnis war wenige Wochen nach seinem Erschei- 
nen vergriffen und wurde im selben Jahr neu auf- 
gelegt. Dieses Verzeichnis enthält mehr als 550 Ein- 
richtungen der Suchtkrankenhilfe. Es wurde in einer 
Gesamtauflage von 100 000 Exemplaren über die 
Drogenbeauftragten der Länder an alle Träger der 
Jugendhilfe sowie die Gesundheitsämter, viele 
Schulen und anfragende Einzelpersonen gestreut. 
Das Verzeichnis wird laufend ergänzt und soll dem- 
nächst in einer dritten Auflage erscheinen. 

Daneben existiert eine Liste, in der die vorhande- 
nen therapeutischen Langzeitbehandlungseinrichtun- 
gen aufgeführt sind. 

Der Gesamtverband für Suchtkrankenhilfe im Dia- 
konischen Werk der Evangelischen Kirche in 
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Deutschland hat eine Adressenkartei der Suchtkran- 
kenhilfe für die Bundesrepublik (einschließlich 
Westberlin) herausgegeben. Auch diese Kartei wird 
laufend ergänzt. 

Im Rahmen der Arbeiten für eine „Enquete zur Lage 
der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland" 
ist eine Erhebung bei allen Einrichtungen durchge- 
führt worden, die Suchtkranke behandeln. Damit ist 
auch eine vollständige Bestandsaufnahme des statio- 
nären Bereichs vorhanden. 

Nach allgemeiner Auffassung reicht die vorhandene 
Kapazität weder im ambulanten noch im stationären 
Bereich aus, um den vorhandenen Bedarf zu decken. 
Es bestehen für die stationäre Behandlung Alkohol- 
kranker lange Wartelisten. Die Bundesregierung 
hat im Rahmen ihrer Möglichkeiten eine Erweite- 
rung der Kapazität gefördert. Aus Mitteln des Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetzes sind zu diesem Zweck 
zusätzlich 15 Mio DM den Bundesländern zur Ver- 
fügung gestellt worden. Das im Rahmen des Ak- 
tionsprogramms der Bundesregierung zur Bekämp- 
fung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs ent- 
wickelte „Großmodell" wurde dem veränderten Be- 
darf entsprechend so erweitert, daß nunmehr auch 
Alkoholkranke erfaßt und versorgt werden können. 
Darüber hinaus hat die Bundesregierung bei der 
Förderung überregionaler Spezialeinrichtungen, die 
der medizinischen Rehabilitation dienen, gemeinsam 
mit den Bundesländern und den freien Trägern der 
Wohlfahrtspflege Modelleinrichtungen für Sucht- 
kranke gefördert. 

Derzeit ist eine Fachdiskussion aufgekommen, bei 
der strittig ist, ob die zumeist praktizierte Langzeit- 
therapie bei Alkoholkranken nicht besser durch 
eine spezielle Kurzzeittherapie, die in eine beson- 
dere ambulante Betreuung eingebettet werden muß, 
ersetzt werden sollte. Es spricht einiges dafür, so zu 
verfahren. Würde sich diese Fachmeinung durch- 
setzen, wäre die Kapazität zumindest im stationären 
Bereich möglicherweise ausreichend. Es würde dann 
jedoch ein Fehlbestand im ambulanten Bereich auf- 
treten, der aber vielleicht schneller abgedeckt wer- 
den könnte und keinen so hohen Finanzbedarf er- 
fordert. Letztlich wird sich dieses Problem wohl erst 
mit der Reform der Versorgung psychisch Kranker 
lösen lassen, die mit der Vorlage der Psychiatrie- 
Enquete eine gesicherte Basis bekommen soll. 


5. Werden mit Unterstützung der Bundesregierung 
Forschungsprogramme durchgeführt, die sich mit 
Ursachen und Entwicklung derartiger Phäno- 
mene befassen, und gegebenenfalls welche Kon- 
sequenzen werden daraus gezogen? 

Die Bundesregierung führt gezielt Forschungsvor- 
haben zum Alkohlproblem durch; dabei stehen die 
Epidemiologie des Alkoholismus sowie die Ursachen- 
und Therapieforschung im Vordergrund. Die durch- 
geführten und eingeleiteten Studien dienen dem Be- 
mühen der Bundesregierung, ihre Maßnahmen der 
aktuellen Situation anzupassen und neue Wege zu 


finden, um dem Alkoholmißbrauch von jungen Men- 
schen wirksam Einhalt zu gebieten. 

Die erste Bestandsaufnahme über Merkmale und 
Umstände des Trinkverhaltens in der Bevölkerung 
der Bundesrepublik von Stefan Wieser wurde 1972 
mit Unterstützung des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit veröffentlicht. 1973 folgte 
dieser Studie eine Orientierungsbefragung zu den 
Trinkgewohnheiten der Bevölkerung und Einschät- 
zung der Alkoholgefährdung, die das Institut für 
Demoskopie Allensbach im Auftrag des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie und Gesundheit durchge- 
führt hat. Diese beiden Studien sollten erste Daten 
über das Ausmaß des Alkoholkonsums und Motive 
zum Alkoholkonsum in der Gesamtbevölkerung ver- 
mitteln. 

Mit Unterstützung der Bundesregierung konnte 1972 
in Bayern eine Repräsentativerhebung bei Jugend- 
lichen im Alter von 12 bis 25 Jahren durchgeführt 
werden. Dabei ergab sich, daß 82 v. H. aller Jugend- 
lichen in Bayern im Alter zwischen 12 bis 24 Jahren 
schon einmal Alkohol getrunken hatten, 53 v. H. 
trinken mehrmals in der Woche. 

Im Rahmen einer Mehrthemenbefragung von Ju- 
gendlichen im Alter von 12 bis 25 Jahren, die 1973 
im Auftrag der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung durchgeführt wurde, wurden ebenfalls 
epidemiologische Daten zum Jugendalkoholismus 
ermittelt. 54 v. H. der befragten Jugendlichen gaben 
an, schon einmal einen „richtigen Rausch" gehabt zu 
haben, wobei der Prozentsatz für die Gruppe der 
12 bis 13jährigen 16 v. H., für die 14 bis 17jährigen 
45 V. H. und für die 21 bis 25jährigen 71 v. H. be- 
trug. 

Um die Veränderung der Drogen- und Alkoholsitua- 
tion stetig zu erfassen, sind Verlaufsbeobachtungen 
in Form von Wiederholungsbefragungen notwendig; 
deshalb wird zur Zeit in Zusammenarbeit mit den 
Ländern eine neue Studie vorbereitet. 

Noch im Herbst dieses Jahres wird eine empirische 
Untersuchung über das Trinkverhalten des Normal- 
trinkers im Münchener Raum, durchgeführt vom 
Max-Planck-Institut für Psychiatrie, in der Schriften- 
reihe des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit erscheinen. 

Seit 1971 ist ein Forschungsauftrag mit dem Titel 
„Empirische Untersuchungen zur Diagnostik des 
süchtigen Alkoholismus" an die Abteilung für Me- 
dizin, Soziologie und Sozialpsychologie der Univer- 
sität Ulm vergeben. Diese Arbeit befaßt sich sowohl 
mit dem Alkoholkonsum der Durchschnittsbevölke- 
rung, dem „Sozialen Trinken", als auch mit dem 
Alkoholismus und seinen Entstehungsbedingungen; 
die Ergebnisse liegen jetzt vor, bedürfen aber noch 
einer pragmatischen Umsetzung, damit sie für die 
Bereiche Prävention und Therapie des Alkoholikers 
nutzbar gemacht werden können. 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
hat eine empirische projektbezogene Vorstudie zum 
Alkoholproblem bei Jugendlichen in Auftrag ge- 
geben, um Hinweise für die Entwicklung einer Bro- 
schüre für Jugendliche zum Thema Alkohol zu er- 
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halten. Dabei ging es nicht nur um die Analyse der 
Einstellungen und Verhaltensweisen von Jugend- 
lichen im Bereich des Alkoholkonsums, sondern um 
generelle Verhaltens- und Einstellungsbereiche wie 
„das Leben in der Familie", „die persönliche 
Hygiene", „die sozialen Grundorientierungen", 
„Sport und Bewegung" etc. 

In dieser Untersuchung gaben 80 v. H. der 13 bis 
14jährigen an, Alkohol zu trinken, 4 v. H. trinken 
fast täglich Alkohol. Besonders aufschlußreich sind 
die Zusammenhänge zwischen übermäßigem Alko- 
holkonsum und anderen sozialen Bereichen. Wie 
schon in der Mehrthemenbefragung und in der 
Bayern-Studie angedeutet, zeigt auch diese Studie, 
daß Jugendliche mit übermäßigem Alkoholkonsum 
sich auch in anderen Lebensbereichen als problem- 
belastet darstellen. Ein persönliches Vertrauensver- 
hältnis zwischen Eltern und Kindern besteht bei den 
alkoholgefährdeten Jugendlichen nicht oder ist er- 
heblich gestört. Diese Jugendlichen können nicht 
offen mit ihren Eltern reden und holen sich bei 
Schwierigkeiten auch keinen Rat bei ihren Eltern. 
Als wichtigste Bezugsperson gilt für den Alkoholge- 
fährdeten die Gruppe der Gleichaltrigen; sie ist sein 
Normenhintergrund und sein Verhaltensvorbild. Er 
ist regelrecht von einer „Kontaktsucht" erfaßt, wo- 
bei dieser Kontakt jedoch nur oberflächlich z.B. in 
Gaststätten geschlossen wird. Die Kontaktquantität 
ersetzt befriedigende soziale Beziehungen zu wirk- 
lichen Freunden, in der Familie, in Schule und Beruf. 
Ein ähnlicher Problembereich wie das Elternhaus ist 
die Schule. Der Alkoholgefährdete geht nur ungern 
zur Schule und erlebt die Schulsituation als Lei- 
stungszwang. Die Untersuchung kommt zu dem 
Schluß, daß Ratlosigkeit und Unsicherheit in vielen 
Lebensbereichen das generelle Lebensgefühl der 
alkohoigefährdeten Jugendlichen ist und daß von 
öffentlichen Stellen Lebenshilfen erwartet werden. 

Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung des 
Großmodells zur Beratung und Behandlung drogen- 
gefährdeter und -abhängiger junger Menschen ist im 
Teilprojekt „Verhaltenstherapie" eine Erweiterung 
auf die Behandlung von Alkoholkranken vorgenom- 
men worden. Bei diesem Projekt geht es darum zu 
überprüfen, ob das für Drogenabhängige entwickelte 
Therapieprogramm auch auf jugendliche Alkoholi- 
ker angewendet werden kann. Im September wer- 
den die ersten beiden Therapiegruppen für Alkoho- 
liker anlaufen. 


6. Sind der Bundesregierung Statistiken und 
andere Untersuchungen bekannt, die das Pro- 
blem Jugendalkoholismus in gesellschaftlich 
ähnlich strukturierten Ländern beschreiben, und 
wenn ja, ergeben sich daraus nützliche Erkennt- 
nisse für die Situation in der Bundesrepublik? 

Der Bundesregierung sind Untersuchungen über das 
Problem des Jugendalkoholismus in anderen Län- 
dern bekannt. Das Deutsche Institut für medizinische 
Dokumentation und Information gibt seit 1972 jähr- 
lich viermal eine Dokumentation zum Thema Drogen- 


abhängigkeit und Alkoholismus heraus, in dem die 
internationale Literatur berücksichtigt ist. 

Im Auftrag der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung stellt das Max-Planck-Institut für Psy- 
chiatrie München die Weltliteratur zum Thema 
Alkohol zusammen, die in Kurzfassung veröffent- 
licht werden soll. Einige Bände sind bereits fertig- 
gestellt, darunter auch die Literatur zum Jugend- 
alkoholismus. Obwohl es in einigen Ländern, vor 
allem in den skandinavischen Ländern, eine gut fun- 
dierte Alkoholismusforschung gibt, muß davor ge- 
warnt werden, diese Ergebnisse auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland zu übertragen. Neben methodi- 
schen Mängeln, d. h. über die einzelnen Länder 
exakt vergleichbare empirische Daten zu gewinnen, 
verfärben unterschiedliche Trinksitten, die Bevorzu- 
gung bestimmter Getränkearten und Einstellungen 
zum Alkoholkonsum in der Bevölkerung für die 
Untersuchungsergebnisse die direkte Vergleichbar- 
keit. 

Bei einer Vergleichsuntersuchung zwischen Schul- 
kindern aus der DDR, Tschechoslowakei und Schwe- 
den (1972) ergab sich dennoch, daß trotz unterschied- 
licher gesellschaftlicher Verhältnisse, Verfügbarkeit 
alkoholischer Getränke und gesetzlicher Bestim- 
mungen die Alkoholhäufigkeit bei Jungen in Halle 
97 V. H., in Stockholm 98 v. H. und in Bratislava 
96 V. H. betrug. Bei den meisten Kindern lag der 
erste Alkoholkonsum im 9. bis 10. Lebensjahr. Bei 
den Kindern in Halle gaben 14,8 v. H. an, bereits 
betrunken gewesen zu sein, wobei der Prozentsatz 
bei den 7 und 8jährigen 3,7 v. H., bei den 9jährigen 
11,8 V. H., bei den 10jährigen 20,6 v. H. und bei den 
11jährigen 16,5 v. H. betrug. In 46,6 v. H. der Fälle 
waren die Eltern die ersten und auch häufigsten 
Vermittler von alkoholischen Getränken. 

Tn der Schweiz wurden 1972/73 der Alkohol- und 
Drogenkonsum sowie die Rauchgewohnheiten bei 
1158 zwanzigjährigen Rekruten untersucht. Es ergab 
sich, daß der Prozentsatz der alkoholerfahrenen Re- 
kruten 90,8 V. H. betrug, 47,7 v. H. gaben an, in der 
letzten Zeit eine Menge Alkohol getrunken zu ha- 
ben, die über 80 g reinem Alkohol pro Woche lag. 
Je jünger die Befragten gewohnt waren, Alkohol zu 
sich zu nehmen, desto höher war die getrunkene 
Alkoholmenge pro Woche. Unter den 97 Rekruten, 
die über 350 g reinen Alkohol pro Woche tranken, 
fanden sich ca. 58 v. H., die bereits vor dem 15. Le- 
bensjahr mit regelmäßigem Alkoholkonsum begon- 
nen hatten. 

In vielen Ländern stellt der Beginn des Alkohol- 
konsums einen Teil des Statusübergangs vom Kind 
zum Erwachsenen dar. Alkoholkonsum gehört zur 
Identitätsfindung, zur Findung der Geschlechterrolle 
und zum Erwachsensein. Es handelt sich dabei nicht 
um vorübergehende entwicklungsmäßige Protest- 
erscheinungen wie beim Haschischkonsum, sondern 
der Alkoholkonsum nimmt mit steigendem Alter der 
Jugendlichen noch zu und verfestigt das Verhaltens- 
muster. 

Gemeinsam scheint in vielen Ländern auch zu sein, 
daß jugendliches Trinken ganz überwiegend ein 
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Gruppenphänomen ist; soziale Verstärkung aus der | 
Gruppe der Gleichaltrigen scheint jugendliches Trin- : 
ken zu verfestigen. Durch die Ablösung vom Eltern- j 
haus und die stärkere Orientierung an außerfami- | 
Hären Kontakten wird der Alkoholkonsum zum | 
Vehikel zur Gruppenbildung, zum Symbol der Grup- ■ 
penzugehörigkeit und ein Mittel, sich soziale Aner- 
kennung zu verschaffen. Jugendliche animieren sich 
gegenseitig zum Alkoholkonsum. Vor allem die ! 
Jugendlichen scheinen gefährdet, die aus Mangel an 


Unterstützung von anderer Seite und durch einge- 
schränkte Möglichkeiten, andere Ziele zu erreichen, 
in diese Alkoholgruppen geraten. Sie können am 
Alkohol hängenbleiben. 

Diese internationalen Untersuchungsergebnisse be- 
stätigen oder ergänzen die in der Bundesrepublik 
durchgeführten Studien. Sie werden bei der Planung 
von Aufklärungskampagnen und der Bereitstellung 
von Hilfen für Gefährdete berücksichtigt. 
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